4

Klagemuster des dbb Dienstleistungszentrums Ost
	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	


	Verwaltungsgericht ………………
(zuständiges Verwaltungsgericht

siehe Rechtsbehelfsbelehrung zum 

Widerspruchsbescheid)

…………..……………..



K l a g e

der Frau /des Herrn,………………………….
(Adresse)………………………………………..
- Klägerin/Kläger -
g e g e n

den Freistaat Sachsen (bei Kommunalbeamten: die Stadt/ den Landkreis ……), vertr. durch ……………………….(bitte Klagegegner benennen,

siehe Rechtsbehelfsbelehrung im Widerspruchsbescheid),

(Adresse):………………………………………………………….
- Beklagte-
wegen Besoldung.
Es werden folgende Klageanträge gestellt:
1. Der/die Beklagte wird verpflichtet, dem/der Kläger/in rückwirkend eine diskriminierungsfreie Besoldung zu gewähren und die nachzuzahlenden Gehaltsdifferenzen mit 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit und jeweiliger Fälligkeit zu verzinsen.

2. Der Widerspruchsbescheid vom ………………….. wird aufgehoben, soweit er dem Verpflichtungsbegehren aus dem Klageantrag zu Ziff. 1 entgegensteht.
3. Dem/der Beklagten werden die Verfahrenskosten auferlegt.

Begründung

Mit dieser Klage verfolge ich eine altersdiskriminierungsfreie Besoldung als Beamter weiter.

I.

Ich bin am …………… geboren und stehe als Beamtin/Beamter in den Diensten der/des Beklagten. Die Besoldung erfolgt derzeit aus Besoldungsgruppe A ……. Stufe ……….. Eine aktuelle Bezügemitteilung überreichen ich als Anlage K 1.
Mit Widerspruch vom ……………., Anlage K 2, machte ich bei der Beklagtenseite eine diskriminierungsfreie Bezahlung geltend. (Falls mehrere Widerspruchsschreiben eingereicht wurden, bitte vollständig benennen und beilegen!)
Der/die Beklagte erließ daraufhin unmittelbar den Widerspruchsbescheid vom ……………, Anlage K 3, mit dem der Widerspruch zurückgewiesen wurde. 
II.

Ich habe einen Anspruch auf altersdiskriminierungsfreie Bezahlung, den ich rückwirkend mit vorliegender Klage weiterverfolge. Die meinen Anspruch zurückweisenden Bescheide sollen aufgehoben werden, soweit sie entgegenstehen.
Als Beamter wurde ich gemäß des im Bereich meines Dienstherrn geltenden Überleitungsrechts nach dem SächsBesG den neuen Stufen bzw. Überleitungsstufen des Grundgehaltes zugeordnet.

Bereits das mir bis zur Überleitung zustehende Gehalt war wegen eines Verstoßes gegen das Verbot der Altersdiskriminierung europarechtswidrig. 

Ich nehme Bezug auf die Entscheidungen des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts vom 23.04.2013 (AZ: 2 A 150/12 und 2 A 184/12). Nach diesen Entscheidungen war in der Staffelung des Grundgehaltes nach dem Besoldungsdienstalter gem. §§ 27, 28 BBesG a. F. eine unmittelbare Ungleichbehandlung des Alters im Sinne von Art. 2 Abs. 2 a, Art. 1 RL 2000/78/EG zu erblicken, die nicht gerechtfertigt ist. Ich weise darauf hin, dass im Hinblick auf die beiden genannten Urteile des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts Revisionsverfahren beim Bundesverwaltungsgericht anhängig sind (AZ: 2 C 32.13 und 2 C 33.13).

Im Hinblick auf die Überleitung in das neue Besoldungssystem gemäß Überleitungsrecht setzt sich die Diskriminierung im neuen System fort. 

Der diskriminierende Vorsprung der lebensälteren (Bestands-) Beamten wird im neuen Besoldungsrecht systemisch fortdauernd gewahrt, und ein schrittweiser Abbau der Diskriminierung findet nicht statt.

Ich nehme insoweit Bezug auf die Vorlagebeschlüsse des Verwaltungsgerichts Berlin, die in den Verfahren C-501/12 bis 506/12, C-540/12 und C-541/12 bei dem Europäischen Gerichtshof anhängig sind. 

In der Rechtsfolge gehe ich davon aus, dass mir nicht nur im Hinblick auf die „alte“ Besoldung, sondern auch nach der Überleitung in das neue Besoldungssystem eine Bezahlung in Höhe einer alters-diskriminierungsfreien Besoldung zusteht.
Nachdem am 19. September 2013 die mündliche Verhandlung vor dem EuGH stattfand,  hat nunmehr der Generalanwalt seine Schlussanträge vorgelegt und kommt zu dem Ergebnis: 

1st   Art. 3 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 gilt auch für die Besoldung der Beamten.

2nd   Art. 2 und 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG sind dahin auszulegen, dass die nationale Regelungen – hier: das alte Besoldungsrecht – eine Diskriminierung wegen des Alters beinhalten. Diese ist weder angemessen noch im Rahmen des nationalen Rechts durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt. 

3rd   Art. 2 und 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG sind zudem dahingehend auszulegen, dass sie einem Überleitungsrecht entgegenstehen, das bei der Zuordnung von Bestandsbeamten zu den Stufen des neuen Besoldungssystems lediglich dem vorherigen Grundgehalt Rechnung trägt und für den Aufstieg in höhere Stufen nur die ab Inkrafttreten dieses Überleitungszeitraums erworbene Erfahrung – unabhängig von der absoluten Erfahrungszeit des Beamten – berücksichtigt. 

4th   Rechtsfolge der festgestellten nicht gerechtfertigten Diskriminierung ist nach Auffassung des Generalanwalts, dass die diskriminierten Beamten in dieselbe Besoldungsstufe eingestuft werden wie ein älterer Beamter, der über eine gleichwertige Berufserfahrung verfügt. Dies ist nicht notwendigerweise die höchste Besoldungsdienstaltersstufe. 

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen ist in der überwiegenden Anzahl der Fälle davon auszugehen, dass der Europäische Gerichtshof den Schlussanträgen in seiner Entscheidung, mit der im Frühjahr 2014  zu rechnen ist, folgt.

Unmittelbare Folge davon wäre – soweit bislang ersichtlich –, dass der Bund und das Land Berlin als unmittelbare Beklagte gehalten sind, die in ihrem Besoldungsrecht bestehende Diskriminierung zu beseitigen. Dazu gehört sowohl die Schaffung einer neuen gesetzlichen Regelung, aber auch die Beseitigung der Diskriminierung unmittelbar benachteiligter Beamtinnen und Beamten durch eine entsprechende diskriminierungsfreie Einstufung.  Dieses Ergebnis wird dann auch auf die Beamten im Geltungsbereich des Sächsischen Besoldungsgesetzes und damit auf den vorliegenden Fall zu übertragen sein.

Im übrigen vertrete ich die Auffassung, dass die rückwirkende Änderung der Besoldung zum 01.09.2006 gegen das verfassungsrechtliche Rückwirkungsverbot verstößt und daher eine rückwirkende Beseitigung bereits entstandener Ansprüche auf diskriminierungsfreie Bezahlung unwirksam ist.

Dementsprechend mache ich mit vorliegender Klage rückwirkend die maximale diskriminierungsfreie Besoldung (vollständige Beseitigung der Diskriminierung) geltend.
Ich gehe davon aus, dass in den beiden Revisionsverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht (AZ: 2 C 32.13 und 2 C 33.13) die streitentscheidenden Fragen auch nach der Überleitung in die neue Besoldung einer Entscheidung zugeführt werden. Daher wäre ich einverstanden, wenn das vorliegende Klageverfahren bis zur höchstrichterlichen Klärung ruhendgestellt wird. Voraussetzung ist allerdings, dass die Beklagtenseite auf die Einrede der Verjährung wegen der streitbefangenen Ansprüche verzichtet.
……………….....
(Unterschrift)
